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alles besser, schneller, schöner machen, hier schon eines Bes-
seren belehrt und auf den Boden der Tatsachen zurückgeholt 
worden.

Die Konsequenz lautet: ÖPP ist und bleibt ein interessantes 
Instrument, aber nicht immer und nicht automatisch. Das be-
trifft insbesondere ÖPP-Projekte der sogenannten zweiten Ge-
neration, bei denen ein Investor Erstellung und Betrieb eines 
Projekts übernimmt und sich die öffentliche Hand sehr lang-
fristig bindet, sowohl was Haushaltsmittel als auch was Fle-
xibilität bei der Nutzung anbetrifft. 

Diese problematischen Punkte – so hat es auch der Rech-
nungshof deutlich gemacht – sind aber keine generelle Absa-
ge an ÖPP-Projekte. Es gibt durchaus erfolgreiche Beispiele. 
Ich sehe darin die Aufforderung, dieses neue Instrument, die
se neue Form von Governance nicht mit Pauken und Trompe-
ten abzulehnen, sondern behutsam und Schritt für Schritt da-
mit umzugehen, vor allem deshalb, weil wir auch Transparenz 
bei den Folgekosten brauchen.

Wenn wir das Thema ÖPP nicht ideologisch blockieren – we-
der aus Marktgläubigkeit noch aus Staatsgläubigkeit –, son-
dern praktisch und besonnen an das Thema herangehen, dann, 
glaube ich, gibt es in der Zukunft vielversprechende Möglich-
keiten. Im Moment gibt es diese vielleicht etwas weniger, weil 
diejenigen, die es machen, mit der Refinanzierung gerade jetzt 
ein Problem haben. Aber wir hoffen ja, dass es anders wird.

Ich habe bei den Debatten im Finanzausschuss den Eindruck 
gewonnen, dass wir mit diesem Thema gemeinsam sehr be-
hutsam umgehen und dass dieses Thema im Finanzausschuss 
in guten Händen ist. Wir werden uns ÖPP zukünftig nicht ver-
schließen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen – Abg. Hagen Kluck FDP/
DVP: Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte: Das Wort erhält 
Frau Abg. Berroth für die Fraktion der FDP/DVP.

Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! Wir 
haben heute eigentlich schon einen spannenden Vorgang. Ich 
habe das in den 14 Jahren, die ich im Landtag bin, noch nie 
erlebt. Was ist passiert? Da muss ich Ihnen ein Stück weit wi-
dersprechen, Herr Groh. Sie haben gesagt, wir haben uns im 
Finanzausschuss mit dem Thema befasst. Wir haben uns in 
der kürzestmöglichen Form in der letzten Finanzausschuss-
sitzung mit diesem Thema befasst. 

(Abg. Manfred Groh CDU: Das ist doch kein Wider-
spruch!)

Ich darf einmal aus der Drucksache 14/5928 zitieren:

Der Berichterstatter äußerte, die Landesregierung habe 
dem Beschluss, der vom Landtag ... zu diesem Beratungs-
gegenstand gefasst worden sei, voll entsprochen. Insofern 
schlage er vor, ... Kenntnis zu nehmen. 

(Abg. Manfred Groh CDU: Das ist doch eine Befas-
sung!)

– Ja, aber, wie gesagt, kürzestmögliche Form.

Was steht in dieser Drucksache 14/5102? Die ist auch sehr 
kurz. Da teilt die Landesregierung mit: 

Die Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung ... 
wird auch weiterhin ... ÖPP-Maßnahmen durchführen, 
wenn dies wirtschaftliche Vorteile erwarten lässt.

Alle Vorredner haben das schon angesprochen: Das ist der 
Sinn von ÖPP. Nur dann muss man es machen. 

Von der Landesregierung wurde noch mitgeteilt, dass sowohl 
Barwerte als auch Zeitwerte bei der Wirtschaftlichkeitsanaly-
se berücksichtigt würden und dass die Auswertung mit und 
ohne Risikokosten erfolge. Dies hat der Rechnungshof gefor-
dert, und das ist auch richtig so. 

Außerdem haben wir ab diesem und in diesem Doppelhaus-
halt 2010/2011 eine umfassend umgestaltete und erweiterte 
Übersicht gerade zu Laufzeiten und jährlichen Haushaltsbe-
lastungen im Rahmen von ÖPP, und das wird dort sehr gut 
dargestellt. 

Im Anschluss an diesen Vortrag des Berichterstatters, dass er 
empfehle, von dem Kenntnis zu nehmen, was ich gerade vor-
getragen habe, folgt nur noch ein Satz:

Einstimmig 

– ich wiederhole: einstimmig! – 

erhob der Ausschuss diesen Vorschlag zur Beschlussemp-
fehlung an das Plenum. 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Hört, hört!)

Es wurde nicht darüber diskutiert. 

(Abg. Dr. Rainer Prewo SPD: Kenntnisnahme! – Zu-
ruf des Abg. Reinhold Gall SPD)

– Ja. – Dann frage ich mich: Wenn der SPD im Ausschuss null 
und nichts eingefallen ist, weshalb muss sich heute das gan-
ze Plenum damit befassen? 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das hätte Sie im Aus-
schuss doch sowieso nicht interessiert!)

Das ist ein Thema der Sitzungsökonomie. Tragen Sie das doch 
bitte das nächste Mal im Ausschuss vor. Dann können wir hier 
wie üblich die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
zur Kenntnis nehmen, und dann ist es gut. 

(Abg. Dr. Rainer Prewo SPD: Könnten Sie etwas zur 
Sache sagen?)

– Ganz kurz zur Sache, weil Ihnen das wichtig ist: 

PPP/ÖPP ist eine Vorgehensweise, die immer mehr Anwen-
dung findet, nicht nur bei uns, sondern auch – –

(Abg. Peter Hofelich SPD: Sie wollten doch heute re-
den!)

– Nein, die SPD wollte reden.

(Abg. Ursula Haußmann SPD: Ojemine!)
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Also, um das jetzt auch einmal zu sagen, damit das auch alle 
wissen: Mir wurde vor zwei Stunden vorgeschlagen, wir 
könnten zu diesem Thema unsere Reden zu Protokoll geben. 
Da habe ich noch nicht einmal gewusst, weshalb die SPD die
se Debatte beantragt hat. 

(Zuruf des Abg. Manfred Groh CDU) 

Dann frage ich Sie: Was soll ich denn da zu Protokoll ge-
ben? 

(Zurufe der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch und Man-
fred Groh CDU)

Die Geschäftsordnung des Landtags sieht aber vor, dass man 
solche Stellungnahmen zu Protokoll vor Ende der Sitzung dem 
Präsidenten übergibt. Wir sind gleich am Ende der Sitzung – 
glücklicherweise –, deshalb habe ich keine Möglichkeit gese-
hen, das jetzt zu Protokoll zu geben. Man hätte auf die Debat-
te verzichten können. Das wäre absolut in Ordnung gewesen. 
Aber so müssen wir die Debatte jetzt leider führen. 

Noch einmal zum Thema ÖPP: In Österreich wurde am 
29. Januar das erste Teilstück der Nordautobahn A 5 in Wien 
eröffnet, ein 51 km langer Abschnitt, der im Rahmen ei-	
nes PPP-Projekts erstellt worden ist. Auftraggeber war die 	
ASFINAG. 

Zweitens – jetzt eine Meldung vom 2. März –: Es gab eine 
Veranstaltung der bundeseigenen Verkehrsinfrastrukturfinan-
zierungsgesellschaft VIFG und des Landkreistags, in der deut-
lich darauf hingewiesen wurde, dass auch kommunale Stra-
ßen mit PPP sowohl gebaut als auch gepflegt werden dürfen. 
Vorreiter ist der Kreis Lippe. Im Sommer 2009 wurde dort 
nach Ausschreibung die bauliche Unterhaltung von 435 km 
Straße an einen Baukonzern vergeben. 

(Abg. Ursula Lazarus CDU: Nein! Das gibt es doch 
nicht! – Gegenruf des Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: 

Doch!)

Der Vorteil dieser Sache ist, dass man eben nicht Unterhal-
tung nach Kassenlage macht, sondern dass der Kreis stabile 
jährliche Zahlungen und damit Planbarkeit hat.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wenn die Rahmenbedin-
gungen stimmen!)

Die Ersparnis über die Vertragslaufzeit beträgt 7 bis 12 %. 

Jetzt noch zum Thema Mittelstand, Herr Kollege Prewo. Als 
Allererstes: Das Innenministerium wird nicht in PPP gebaut. 
Insofern haben Sie sich über die völlig falsche Sache aufge-
regt. 

(Abg. Dr. Rainer Prewo SPD: Generalunternehmer!)

– Ja, ein Generalunternehmer. Aber wir reden hier über PPP 
und nicht über Generalunternehmer. Sie sollten sich schon an 
das Thema der Debatte halten. 

(Abg. Ursula Haußmann SPD: Ojemine! – Abg. Rein-
hold Gall SPD: Deshalb hat er trotzdem recht!)

Zur 10-Millionen-€-Grenze: Sie reden immer vom Mittel-
stand, aber Sie wissen offensichtlich nicht, wer das ist und wie 
es dort vor sich geht. 

(Abg. Walter Krögner SPD: Aber Sie!)

Solche großen Projekte kann ein mittelständischer Unterneh-
mer nicht bewältigen. Oder wollen Sie, dass man das stock-
werksweise ausschreibt? Dann ginge es vielleicht gerade 
noch. 

Als Allerletztes: Der Rechnungshof hat in seiner Untersu-
chung, über die wir im letzten Jahr ausführlicher beraten hat-
ten, meines Wissens keine kommunalen Projekte untersucht. 

(Glocke der Präsidentin) 

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte: Frau Abgeordnete, 
bitte kommen Sie zum Ende. 

Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Das ist mein letzter Satz. 
– Mich würde deshalb interessieren, ob es inzwischen Ergeb-
nisse hinsichtlich der wirtschaftlichen Vorteile auch bei kom-
munalen Projekten gibt. 

Wie gesagt: Das nächste Mal reden wir darüber im Ausschuss. 
Dann müssen wir nicht den gesamten Landtag damit behelli-
gen. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Reinhold Gall SPD: 
Wir reden dort, wo wir es für richtig halten, und nicht 
dort, wo Sie es für richtig halten! – Gegenruf des 
Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Langsam, Herr Kol-

lege Gall! Langsam!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte: Das Wort erteile ich 
Herrn Staatssekretär Dr. Scheffold.

(Staatssekretär Richard Drautz begibt sich zum Red-
nerpult. – Unruhe)

– Da es sich um eine Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses handelt, dachte ich, ist der Vertreter des Finanzmi-
nisteriums der richtige Redner vonseiten der Regierung.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wieder das reinste Chaos 
in der Regierung! – Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: 
Hillebrand soll das machen! – Heiterkeit – Abg. Rein-
hold Gall SPD: Das macht derjenige, der das kürzeste 

Manuskript hat!)

Das Wort hat Herr Staatssekretär Dr. Scheffold. 

Staatssekretär Dr. Stefan Scheffold: Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir behandeln heute den Bericht 
der Landesregierung zum Beschluss des Landtags vom 9. Ju-
li 2009.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Herr Kollege Prewo, es gibt keine Legaldefinition zu ÖPP-
Maßnahmen. Aber nach baden-württembergischer Definition 
erbringt bei ÖPP-Modellen ein privater Anbieter neben der 
Bauleistung auch Planungs- und Baumanagementleistungen 
sowie Vorfinanzierungen und eventuell den Betrieb aus einer 
Hand. Bei dieser Gesamtgemengelage – ich gehe darauf ein, 
weil Sie es angesprochen haben, obwohl es gar nicht Gegen-
stand dieses Beschlusses des Landtags ist – werden selbstver-
ständlich auch ständig kleine und mittelständische Betriebe 
im Rahmen der Subunternehmerschaft integriert,

(Zuruf des Abg. Dr. Tobias Brenner SPD)
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und zwar durch diejenigen, die dabei Aufgaben überneh-
men.

Die Verknüpfung von Bauleistung, Planungsleistung, Bauma-
nagement, Vorfinanzierung und Betrieb kann zu wirtschaft-
lichen Vorteilen führen. ÖPP ist damit neben Eigenbau, Kauf 
und Miete eine Beschaffungsvariante zur Sicherstellung der 
Unterbringung von Landeseinrichtungen. Deswegen führt un-
sere Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung solche 
Maßnahmen regelmäßig und erfolgreich durch. Beispiele sind 
der Neubau der Medizinischen Klinik in Heidelberg, die Du-
ale Hochschule Baden-Württemberg am Standort Mannheim 
oder die Justizvollzugsanstalt Offenburg. Derzeit werden bei-
spielsweise das Justizzentrum Heidelberg, das Polizeirevier 
Radolfzell sowie die Duale Hochschule Baden-Württemberg 
am Standort Heidenheim realisiert. 

Der Landtag hat beschlossen, mehrere Ersuche an die Landes-
regierung zu richten. Diesen Ersuchen kam die Landesregie-
rung mit dem Bericht vom 10. September 2009 nach.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU) 

Es ist beabsichtigt, im Rahmen geeigneter Maßnahmen wei-
terhin ÖPP-Projekte der ersten und zweiten Generation zu re-
alisieren. Beispiele dazu hatte ich schon genannt.

ÖPP ist wegen der Finanzkrise zurzeit etwas kritisch zu be-
leuchten, weil die Banken den Investoren das Geld nur zu 
wirtschaftlich unattraktiven Konditionen zur Verfügung stel-
len können oder wollen. Wir hoffen, dass sich die Lage als-
bald beruhigt, sodass man dann entsprechend etatisierte Maß-
nahmen ausschreiben kann. Wenn die Wirtschaftlichkeit pro-
gnostiziert werden kann, dann werden wir die Maßnahmen, 
die insbesondere den Bildungseinrichtungen und der Polizei 
bessere Studien- bzw. Arbeitsbedingungen verschaffen, durch-
führen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Ha-
gen Kluck FDP/DVP: Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Sie stim-
men der Beschlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen. 

Damit ist Punkt 7 der Tagesordnung erledigt.

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 11. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Beratende Äußerung des Rechnungs-
hofs vom 27. März 2007 zur Wirtschaftlichkeit des Pro-
jekts NSI in der Landesverwaltung – Drucksachen 14/5606, 
14/5929 

Berichterstatter: Abg. Klaus Herrmann

Meine Damen und Herren, die Fraktionen sind übereingekom-
men, keine Aussprache zu führen. Sie stimmen der Beschluss-
empfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 27. Novem-
ber 2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschriften und Beratende 
Äußerung des Rechnungshofs – Sachstand des Projekts 
KONSENS und der Arbeitsqualität bei den Veranlagungs-
stellen – Drucksachen 14/5502, 14/5930 

Berichterstatter: Abg. Klaus Herrmann

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 9. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 19: Versand der 
Vordrucke für die Einkommensteuererklärung – Druck-
sachen 14/5570, 14/5949 

Berichterstatter: Abg. Klaus Herrmann

Auch hierzu ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen 
der Beschlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 28. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 21: Technisches 
Gebäudemanagement bei landeseigenen Immobilien – 
Drucksachen 14/5650, 14/5950 

Berichterstatter: Abg. Klaus Herrmann

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 29. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 20: Sanierung 
der Universitätsbibliothek Freiburg – Drucksachen 
14/5651, 14/5951 

Berichterstatter: Abg. Klaus Dieter Reichardt

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

(Abg. Dr. Klaus Schüle CDU: Sehr gut!)
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Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 3. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 4: Öffentlich-
keitsarbeit der Ministerien – Drucksachen 14/5505, 
14/5952

Berichterstatter: Abg. Klaus Herrmann

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 21. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2004 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2002 – Beitrag Nr. 7: Dienstreise-
management – Drucksachen 14/5644, 14/5953 

Berichterstatter: Abg. Klaus Herrmann

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 28. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 6: Wirtschaft-
lichkeit des Landesverwaltungsnetzes – Drucksachen 
14/5649, 14/5954 

Berichterstatter: Abg. Klaus Herrmann

Auch hierzu ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen 
der Beschlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 10. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Umsatzsteuerpflicht für Schulspei-
sungen durch Ehrenamtliche – Drucksachen 14/5596, 
14/5955 

Berichterstatterin: Abg. Heiderose Berroth

Auch hierzu ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen 
der Beschlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 19. August 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 

des Landtags; hier: Denkschrift 2007 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2005 – Beitrag Nr. 18: Bildungsan-
gebot der Berufskollegs – Drucksachen 14/4932, 14/5956 

Berichterstatter: Abg. Dr. Frank Mentrup

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 8. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 11: Pädagogische 
Tage der Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen – 
Drucksachen 14/5565, 14/5957 

Berichterstatter: Abg. Dr. Frank Mentrup

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 11. August 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Staatshaushaltsplan 2009 – Einzel-
plan 04: Ministerium für Kultus, Jugend und Sport – 
Drucksachen 14/4994, 14/5958 

Berichterstatter: Abg. Dr. Frank Mentrup

Es ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen der Be-
schlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Schule, Jugend und Sport zu der Mitteilung der Landes-
regierung vom 10. Dezember 2009 – Berechnungen über 
die Kosten des öffentlichen Schulwesens durch die Lan-
desregierung nach § 18 a des Privatschulgesetzes – Druck-
sachen 14/5590, 14/5700 

Berichterstatter: Abg. Dr. Frank Mentrup

Auch hierzu ist keine Aussprache vorgesehen. Sie stimmen 
der Beschlussempfehlung zu. – Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsaus-
schusses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 
14/5585, 14/5586, 14/5587, 14/5942, 14/5943, 14/5944, 
14/5945, 14/5946, 14/5947 

Herr Abg. Döpper hat als Vorsitzender und Berichterstatter 
des Petitionsausschusses darum gebeten, die Nr. 8 der Druck-
sache 14/5585 an den Petitionsausschuss zurückzuüberwei-
sen. – Sie sind damit einverstanden. 
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Im Übrigen stelle ich gemäß § 96 Abs. 5 der Geschäftsord-
nung die Zustimmung zu den Beschlussempfehlungen des Pe-
titionsausschusses, Drucksachen 14/5585 bis 14/5587 und 
14/5942 bis 14/5947, entsprechend dem Abstimmungsverhal-
ten im Ausschuss fest. – Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlungen und Berichte der Fachausschüs-
se zu Anträgen von Fraktionen und von Abgeordneten – 
Drucksachen 14/5683, 14/5948

Gemäß § 96 Abs. 5 der Geschäftsordnung stelle ich die Zu-
stimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten im Aus-
schuss fest. – Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, bevor ich die Sitzung schließe, ver-
weise ich noch auf die Vorschlagsliste der Fraktion der CDU 
für Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen und Gre-
mien, die Ihnen vorliegt (Anlage). Ich stelle fest, dass Sie den 
vorgeschlagenen Umbesetzungen zustimmen. – Es ist so be-
schlossen.

Die nächste Sitzung findet am Mittwoch, 14. April 2010, 10:00 
Uhr statt. 

Ich danke Ihnen, wünsche Ihnen einen schönen Abend und 
schließe die Sitzung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Abg. Dr. Klaus Schüle CDU: Fröhliche Os-

tern!)

Schluss: 17:56 Uhr

Anlage 

Vorschlag
der Fraktion der CDU

Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen/Gremien

Ausschuss/Gremium	 	 Funktion	 scheidet aus	 tritt ein

Präsidium	 	 ordentliches Mitglied	 Dr. Scheffold	 Herrmann	
	 	 stellvertretendes Mitglied	 Herrmann	 Fischer

Ständiger Ausschuss	 	 stellvertretendes Mitglied 	 Dr. Scheffold	 Fischer

Wirtschaftsausschuss	 	 stellvertretendes Mitglied	 Dr. Scheffold	 Fischer 

Innenausschuss 	 	 stellvertretendes Mitglied 	 Dr. Scheffold	 Fischer 

Umweltausschuss	 	 stellvertretendes Mitglied	 Dr. Scheffold	 Fischer 

Sozialausschuss	 	 stellvertretendes Mitglied	 Dr. Scheffold	 Fischer

Ausschuss Ländlicher 	 	 stellvertretendes Mitglied	 Dr. Scheffold	 Fischer	
Raum und Landwirtschaft 

Wahlprüfungsausschuss	 	 stellvertretendes Mitglied	 Dr. Scheffold	 Fischer

11. 03. 2010

Peter Hauk und Fraktion 


